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Was ist passiert?
Heute Morgen führte die Polizei eine großangelegte Razzia gegen eine Zelle
aus Reichsbürger_Innen durch, die beschuldigt werden, eine terroristische
Vereinigung zum Sturz der Regierung und des parlamentarischen Systems
gegründet zu haben.

Die Gruppe soll sich bewaffnet und darauf vorbereitet haben, den Reichstag
zu stürmen und somit einen Putsch gegen die Regierung und das System der
BRD durchzuführen.

Ihr Ziel? Einen Staat im Stile des Deutschen Kaiserreichs von 1871 bis 1918
errichten.

Die Gruppe zählt somit zum Spektrum der Reichsbürger_Innen, einer sehr
reaktionären  politischen  Strömung,  die,  oftmals  Hand  in  Hand  mit
haarsträubenden Verschwörungsmythen,  die  BRD ablehnt  und behauptet,
das Deutsche Reich, das 1945 endgültig untergegangen ist, sei immer noch
der  rechtmäßige  deutsche  Staat  oder  die  zumindest  die  Bundesrepublik
durch ein neues Deutsches Reich ersetzen wollen.

Dabei  gibt  es  zwar  durchaus  Überschneidungen  ins  Neonazi-Spektrum,
jedoch  sind  die  meisten  Reichsbürger_Innen  nicht  wirklich  faschistisch,
sondern verfolgen eher eine klassisch-reaktionäre monarchistische Ideologie,
die  ideologisch  anknüpft  an  in  der  Weimarer  Republik  weit  verbreitete
reaktionäre Strömungen wie die monarchistische Partei DNVP.

Damals (1920) kam es tatsächlich zu einem Putsch durch den reaktionären
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Intellektuellen  Kapp  sowie  den  Freikorps-General  Freiherr  von  Lüttwitz,
sowie zu mehreren weiteren Verschwörungen und Putschversuchen.

Doch wer genau will heute, mehr als 100 Jahre
später,  immer noch den Schritt  weit  zurück
ins Kaiserreich machen?
Der mutmaßliche Kopf der Gruppe, Heinrich Reuss von Greiz, ist der Erbe
einer alten thüringischen Adelsfamilie der, wie viele andere Adelige, genannt
seien Beatrix von Storch, Gloria von Thurn und Taxis oder August von Finck,
nach  wie  vor  davon  träumt,  zumindest  einen  Teil  der  alten  adeligen
Klassenprivilegien zurück zu gewinnen und entsprechend für eine stramm
reaktionäre Politik eintritt.

Ansonsten  prominent  ist  die  ehemalige  AfD-Bundestagsabgeordnete  und
Richterin Birgit Malsack-Winkemann, die wohl als „Justizministerin“ für das
neue Deutsche Reich angedacht war.

Die anderen Mitglieder des Zirkels sind ehemalige wie wohl auch aktive
Bundeswehr-  und  KSK-Soldat_Innen,  teilweise  auch  Offiziere,  sowie
Kleinunternehmer_Innen.

Trotzdem kein Grund zum Aufatmen
In  der  aktuellen  Lage  ist  es  nicht  allzu  wahrscheinlich,  dass  sich  ein
Möchtegern-Monarch,  General  oder  klassischer  Faschist  an  die  Macht
putscht,  da  die  herrschende  Klasse  im Moment  großen  Nutzen  von  der
parlamentarischen  Demokratie  hat,  die  generell  die  stabilste  Form
bürgerlicher  Herrschaft  ist.

Jedoch könnte sich das auch ändern. In Zeiten großer Krisen, in der die
Macht der Kapitalist_Innen auf der Kippe steht,  neigt diese immer mehr
dazu,  eine Rechtsdiktatur  anzustreben um diese dadurch zu „lösen“,  die
Arbeiter_Innen-Bewegung  mittels  teils  extremer  Gewalt  zu  unterdrücken,
Opposition zu verbieten und häufig auch eine aggressivere Außenpolitik zu
führen.



Sicher  ist  aber,  dass  diese  Razzia  keinen  schweren  Schlag  gegen  die
rechtsextreme Szene in  Deutschland darstellt.  Die  Pläne  für  den Zugriff
standen seit einer Woche fest- bei einer Gruppe, die gezielt Mitglieder aus
Polizei  und Bundeswehr rekrutierte,  ist  also  davon auszugehen,  dass  sie
vorher Bescheid wussten.

Gleichzeitig  machen  die  militanten  Umsturzpläne  der  Rechten  klar,  wie
lächerlich  die  Hetze  gegen  die  linke  Klimaaktivist_Innen  der  Letzten
Generation in den vergangenen Wochen wirklich war. Wer sich friedlich auf
die Autobahn klebt, kommt direkt in U-Haft und soll künftig sogar vorsorglich
in  Präventivhaft  gesteckt  werden  können,  während  Rechtsextreme  sich
bewaffnen und Anschläge planen.

Doch was können wir als Arbeiter_Innen und
Jugendliche gegen die Gefahr von Rechts tun?
Um diese Frage beantworten zu können, ist es wichtig einen Blick in die
Vergangenheit zu werfen, zum bereits erwähnten Kapp-Lüttwitz-Putsch.

Als  dieser  die  Regierungsgewalt  in  Deutschland  an  sich  riss,  folgte  der
größte Generalstreik der deutschen Geschichte, 12 Millionen Arbeiter_Innen
legten ihre Beschäftigungen nieder, es wurden bewaffnete Milizen wie die
Rote Ruhrarmee gebildet und nach 4 Tagen musste die Putschistenregierung
aufgeben und die alte Regierung kam zurück.

Erwähnt  werden  muss  dabei  allerdings  auch,  dass  diese  Weimarer
Regierung, kaum war sie zurück an der Macht, die Rote Ruhrarmee, die
weiter  streikte  und  umfassende  Veränderungen  bis  hin  zum Sozialismus
wollte, von den selben Reaktionären zerschlagen ließ, die zuvor geputscht
hatten.

Aus dieser Geschichte lässt sich jedoch sehr gut lernen was wir in einer
vergleichbaren Situation heute tun könnten: Wir treten als Arbeiter_Innen
und  Jugendliche  in  einen  Generealstreik,  schließen  sämtlich  Betriebe,
Universitäten  und  Schulen  und  zwingen  somit  die  Reaktionäre  zur
Kapitulation!



Jetzt und hier werfen wir die folgenden Forderungen
auf:

die Abschaffung von Polizei und Bundeswehr, die Magneten sind für
rechte  Personen  und  in  denen  sich  reaktionäre  Ideologie  leicht
verbreiten  kann,  sowie  deren  Ersetzung  durch  Arbeiter_Innen-
Milizen!
Antifaschistischer  Selbstschutz  gegen  Angriffe  von  Rechts!  Kein
falsches Vertrauen in symbolische Razzien!
Schluss  mit  der  Repression  gegen  die  Klimabewegung  und  die
sofortige Freilassung aller Gefangenen!
Ebenfalls fordern wir die Rückerlangung des politischen Streikrechts,
dessen  „Verbot“  noch  aus  dem  Hitlerfaschismus  stammt!  Dazu
fordern wir Gewerkschaften sowie SPD und Linke auf, dieses aktiv,
auch mittels Streiks, zu erkämpfen!


